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Antwort 

der Bundesregierung 



auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Pfeifer, Dr. Gölter, Dr. Waigel, 

Dr. Althammer, Dr. Probst und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/2487 - 

betr. finanzielle Mehrbelastung durch die von der SPD/FDP-Koalition im Bundestags- 
ausschuß für Bildung und Wissenschaft unterbreiteten Vorschläge für das 
Hochschulrahmengesetz 


Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat mit 
Schreiben vom 4. September 1974 - MB/Ref. 01 04-6 - 27/74 - 
die Kleine Anfrage im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
der Finanzen wie folgt beantwortet: 

Zunächst weise ich darauf hin, daß dem Vorsitzenden des Bun- 
destagsausschusses für Bildung und Wissenschaft am 24. April 
1974 eine Stellungnahme zur Frage der Kosten des Regierungs- 
entwurfs eines Hochschulrahmengesetzes (E-HRG) übersandt 
wurde. In dieser Stellungnahme wird auf alle wesentlichen Fak- 
toren hingewiesen, die kostenwirksam sein können. Es wird 
dazu ausgeführt, daß der Entwurf des Hochschulrahmengeset- 
zes im wesentlichen den Zielen des Bildungsgesamtplanes ent- 
spricht, dessen Kosten also zugrunde gelegt werden können, 
eine Kostenberechnung für einzelne Kostenpositionen darüber 
hinaus aber derzeit kaum möglich ist. Auch hat kein Bundesland 
für seine hochschulrechtliche Gesetzgebung eine genaue Kosten- 
berechnung durchführen können. Das zeigt, daß in diesem Be- 
reich die Länder selbst, denen diese Kosten ganz überwiegend 
obliegen, kostenwirksame Gesetze ohne ins einzelne gehende 
Kostenberechnungen erlassen. 

Weiter wird in der Stellungnahme vom 24. April darauf hin- 
gewiesen, daß das HRG als Rahmengesetz mit weitem Konkre- 
tisierungsspielraum Kosten zum Teil nur mittelbar dem Rah- 
men nach festlegt. Höhe und Umfang der tatsächlich entstehen- 
den Kosten hängen in jedem Fall von eigenen, zusätzlichen Ent- 
scheidungen der Länder ab. 
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Die einzelnen Fragen beantworte ich folgendermaßen: 


1. Ist die Bundesregierung bereit, gegenüber dem Deutschen Bun- 
destag detaillierte Kostensdiätzungen über die finanziellen Aus- 
wirkungen der von SPD und FDP unterbreiteten Vorschläge zum 
Hochschulrahmengesetz vorzulegen? 

Die hier genannten Vorschläge können allenfalls im Bereich der 
Personalstruktur zu neuen kostenwirksamen Faktoren führen. 
Dabei geht es vor allem um die neue Position für Hochschul- 
lehrernachwuchs (Hochschuldozenten) und um Einzelheiten der 
Lehrtätigkeit der wissenschaftlichen Mitarbeiter (Zahlung einer 
Vergütung in bestimmten Fällen). Die Länder selbst haben die 
Mehrkosten in der von ihnen vorgesehenen neuen Personal- 
struktur (Bundesrats-Modell) auf ca. 65 Mio DM beziffert. Dies 
ist offenbar im wesentlichen auf die Überleitungskosten bezo- 
gen. In diesem Kostenrahmen dürfte sich auch die im E-HRG 
vorgesehene Regelung (§ 76) halten. Durch die neuen Vorschlä- 
ge für eine Position für Nachwuchskräfte und die Vergütung 
einer Lehrtätigkeit wissenschaftlicher Mitarbeiter wird sich das 
Gesamtkostenbild nicht wesentlich verändern. Denn etwaigen 
Mehrkosten stehen kostensenkenden Faktoren gegenüber (z. B. 
Entlastung der wissenschaftlichen Dienstkräfte von Lehrauf- 
gaben und damit Verringerung der Stellenzahl für sie). 
Kostenangaben im Detail sind z. Z. nicht möglich, weil die Län- 
der, wie eine Umfrage des Bundesministeriums für Bildung und 
Wissenschaft ergeben hat, aussagekräftiges Zahlenmaterial 
nicht zur Verfügung stellen können. Das ist verständlich, da - 
wie oben ausgeführt - erst zahlreiche Einzelentscheidungen auf 
Grund des Gesetzes sowie weiterer Rechtsvorschriften, so der in 
Aussicht genommenen Verordnung über die Regellehrverpflich- 
tung, das Gesamtbild bestimmen werden. 


2. Wie hoch sind die hieraus voraussichtlich für den Bund ent- 
stehenden Mehrkosten? 

Die unter 1. angesprochenen Voranschläge werden für den Bund 
nicht zu Mehrkosten führen. 


3. Kann die Bundesregierung die mittelbaren Kosten, die zusätz- 
lich für die Länder entstehen, beziffern? 

nein, vgl. zu 1. 


4. Hält die Bundesregierung ihre Feststellung aufrecht, wonach 
die durch das Gesetz entstehenden Mehrkosten durch Rationali- 
sierungseffekte der Gesamthochschule, bessere Kapazitätsnut- 
zung, Studienreform und effektivere Hochschulplanung mehr als 
aufgewogen werden? 


ja 
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5. Welche Fakten und Kostenberechnungen liegen bejahenden- 
falls der obigen Feststellung zugrunde? 

Es ist auf die schon erwähnte Stellungnahme vom 24. April 1974 
zu verweisen, in der im einzelnen die Vorschriften genannt 
sind, welche zu erheblichen Kosteneinsparungen führen können. 
Ergänzend weise ich auf die Antwort der Bundesregierung vom 
9. April 1974 betr. die Kosten der akademischen Selbstverwal- 
tung (Drucksache 7/1985) hin. 

Vor allem durch eine Neuordnung des Studiums, die sich auf 
die Verweildauer positiv auswirken würde, können erhebliche 
Kostensenkungen bzw. eine wesentliche bessere Nutzung der 
Kapazitäten erreicht werden. 
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